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Beschluss 
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, die Europäische Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: EU-
Justizbarometer 2017

COM(2017) 167 final 

Der Bundesrat hat in seiner 959. Sitzung am 7. Juli 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat teilt die Einschätzung der Kommission, dass eine leistungs-

fähige Justiz eine wichtige Grundvoraussetzung für Rechtsstaatlichkeit und 

Rechtssicherheit darstellt. Er nimmt Bezug auf seine Stellungnahmen zum 

EU-Justizbarometer aus den vergangenen Jahren, vergleiche BR-Drucksache 

244/13 (Beschluss), BR-Drucksache 171/14 (Beschluss), BR-Drucksache 

92/15 (Beschluss), BR-Drucksache 173/16 (Beschluss), und wiederholt die 

darin geäußerte grundsätzliche Kritik.

2. Der Bundesrat begrüßt weitere Differenzierungen in den Anmerkungen zu den 

einzelnen Schaubildern. Das Risiko von Fehleinschätzungen und falschen 

Schlussfolgerungen kann damit reduziert werden. Gleichzeitig bleibt jedoch 

anzumerken, dass die erreichte Länge der Anmerkungen bei teilweise gleich-

zeitiger Verwendung mehrerer farblich unterschiedlicher Balken verdeutlicht, 

dass die mit einem Schaubild eigentlich verbundene Übersichtlichkeit nur 

selten gegeben ist. Der Wunsch der Kommission, möglichst viel Information 

in einem einzelnen Schaubild zu präsentieren, führt dazu, dass viele der 

Schaubilder sich nicht intuitiv erschließen. Bei einzelnen Schaubildern, etwa 

den Schaubildern 56, 57, 59 und 60 zur Ernennung, Versetzung und Ent-
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lassung von Richterinnen und Richtern, drängt sich die Frage auf, ob die 

Darstellung in einem Schaubild noch sachdienlich ist.

3. Das Justizbarometer leidet weiterhin unter dem Mangel an belastbarem 

Datenmaterial. So wurde beispielsweise im Justizbarometer 2017 erstmals 

eine Statistik zur Verfahrensdauer bei Verfahren des vorläufigen Rechts-

schutzes auf bestimmten Rechtsgebieten aufgenommen. Der Bundesrat 

pflichtet der Kommission zwar insoweit bei, als Verfahren des einstweiligen 

Rechtsschutzes für die wirksame Rechtsverwirklichung von großer Bedeutung 

sein können. Das Schaubild 18 eignet sich jedoch nicht für einen Vergleich. 

Wie auch bei der Dauer von Hauptsacheverfahren in den Rechtsgebieten 

Wettbewerb (Schaubild 13), Elektronische Kommunikation (Schaubild 14), 

Unionsmarke (Schaubild 15) und Verbraucherschutz (Schaubild 16) basiert 

der Vergleich bei zahlreichen Ländern auf einer äußerst geringen Verfahrens-

anzahl. Dies führt dazu, dass sich einzelne Verfahren in ganz erheblichem 

Maße auf die Gesamtstatistik auswirken können. Die mit der Staffelung nach 

Verfahrensdauer erzeugte Rangfolge muss deshalb mit großen Vorbehalten 

betrachtet werden. Auch die Bewertbarkeit und Validität der Daten, die 

Eingang in das Schaubild 51, welches die Wahrnehmung der Unabhängigkeit 

der Justiz wiedergibt, gefunden haben, erscheint fraglich. Um das Zustande-

kommen der zugrunde gelegten Werte transparent zu machen, wären Angaben 

zu der Anzahl der befragten Unternehmen und Personen ("breite Öffent-

lichkeit") und - mit Blick auf insbesondere die Verwaltungsgerichtsbarkeit - 

auch Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen ebenso wünschenswert wie 

Mitteilungen dazu, wie häufig diese im Erhebungszeitraum an gerichtlichen 

Auseinandersetzungen beteiligt waren. Die in diesem Zusammenhang im 

Justizbarometer 2017 enthaltenen Quellenangaben (Fußnote 82 des Justiz-

barometers 2017) sind insoweit nicht aufschlussreich. Die Wirksamkeit der 

Garantie richterlicher Unabhängigkeit lässt sich vornehmlich in ihrer 

Wahrnehmung durch die geschützte Richterschaft selbst bestimmen. Bereits in 

seiner Stellungnahme aus dem Jahr 2015 hat der Bundesrat darauf verwiesen, 

dass eine Ausweitung des Justizbarometers auf weitere Felder wenig 

zielführend ist, wenn die Datengrundlagen unzureichend sind. Er wiederholt 

seine Anregung, weniger Bereiche, diese dafür jedoch mit tragfähigerem 

Datenmaterial, darzustellen.
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4. Neu aufgenommen wurde in das EU-Justizbarometer zudem ein Schaubild 

über die Dauer von Gerichtsverfahren zur Bestrafung von Geldwäschetaten 

(Schaubild 19). Damit wurden im nunmehr fünften EU-Justizbarometer erst-

mals auch strafgerichtliche Verfahren in den Blick genommen. Zwar ist zu-

zugeben, dass sich die wirksame Verfolgung von Geldwäschestraftaten mittel-

bar positiv auf ein investitions-, unternehmens- und bürgerfreundliches Um-

feld auswirken kann. Gleichzeitig verstärkt sich jedoch der Eindruck, dass die 

Kommission mithilfe des Justizbarometers einen Vergleich der Justizsysteme 

auf allgemeiner Grundlage vornehmen will. Hinzu kommt, dass das Schaubild 

keine Aussagekraft entfaltet, da unterschiedliches Datenmaterial "verglichen" 

wird: Dies reicht von Stichproben, über die theoretische Höchstdauer bis zu 

Datenausschnitten (nur Verurteilungen). Wie auch an zahlreichen anderen 

Stellen im Justizbarometer wird nicht ansatzweise sichergestellt, dass Gleiches 

mit Gleichem verglichen wird, wie den Anmerkungen zu entnehmen ist. Hier 

wird besonders offensichtlich, dass ein "Ranking" der Mitgliedstaaten keinen 

Sinn macht.

5. Anlass zur Kritik bieten weiterhin die Auswahl und der Umgang mit den 

Indikatoren, auf die die Kommission zur Darstellung von Effizienz, Qualität 

und Unabhängigkeit der Justizsysteme in den Mitgliedstaaten zurückgreift. 

- So ist bei einzelnen Indikatoren von vornherein fraglich, ob sie tatsächlich 

Anzeichen für das Vorhandensein des nachzuweisenden Umstandes sind. 

Es wurde bereits mehrfach darauf verwiesen, dass die bloße Anzahl 

laufender Verfahren (Schaubilder 10, 11, 12) - insbesondere wenn die Zahl 

der sie bearbeitenden Richterinnen und Richter unberücksichtigt bleibt - 

keine Schlussfolgerungen zur Effizienz eines Justizsystems zulässt. In 

anderen Fällen legt die Kommission bei der Auswahl der Indikatoren ein 

einheitliches Begriffsverständnis zugrunde, das nationale Besonderheiten 

unberücksichtigt lässt. Dies wurde aus deutscher Sicht bereits für den 

Begriff des Verwaltungsverfahrens und der Prozesskostenhilfe kritisiert. 

- Die vorgenommene Wahl der Indikatoren trägt zudem den Rechts-

traditionen in den Mitgliedstaaten und der Komplexität gerichtlicher 

Auseinandersetzungen nur unzureichend Rechnung. Exemplarisch sei auf 

das neu aufgenommene Schaubild 47 verwiesen, in dem zur Bewertung der 

Qualität eines Justizsystems das Vorhandensein bestimmter "Standards für 

die Zeitplanung" dargestellt wird. Zunächst ist hervorzuheben, dass starre 
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Zeitstandards mit der in der Bundesrepublik verfassungsrechtlich ver-

bürgten richterlichen Unabhängigkeit nicht in Einklang zu bringen sind. In 

welchem Maß die Einführung von Fristen (Terminierungsfristen, 

Vortragsfristen, Verkündungsfristen) und vorgeschriebenen Zeitrahmen in 

einer Verfahrensrechtsordnung überhaupt sachdienlich ist, hängt ganz maß-

geblich davon ab, welche Materie betroffen ist und wie das Zusammenspiel 

von Gericht und Parteien beim Betrieb des Verfahrens (etwa Präklusions-

vorschriften, gerichtliche Hinweispflichten, Amtsermittlung oder Partei-

betrieb) organisiert ist. Es ist nicht möglich, hier in einer Abbildung einen 

belastbaren Vergleich zu veranschaulichen, aus dem ernsthafte Schluss-

folgerungen zur Verbesserung gezogen werden können. 

- Die Bedenken gegenüber der zu diesem Punkt gewählten Darstellung sind 

umso größer, wenn in dem Schaubild die einzelnen Faktoren aufaddiert und 

dann in einer Rangfolge dargestellt werden. Es entsteht so der - unzu-

treffende - Eindruck, dass das Vorliegen möglichst vieler Faktoren mög-

lichst gute Voraussetzungen zur Erreichung des gewünschten Zieles schafft. 

Verstärkt wird der Eindruck, wenn für das Vorliegen einzelner Faktoren in 

sprachlicher Übereinstimmung mit dem am sportlichen Wettkampf 

orientierten englischen Titel (EU Justice Scoreboard) Punkte vergeben 

werden. Es bleibt bei einer solchen Darstellung völlig unberücksichtigt, 

dass einzelne Faktoren völlig unterschiedliche Wirkungen entfalten können, 

zumal im Einzelfall, etwa Schaubild 30, auf bis zu zwölf Faktoren zurück-

gegriffen wird. Ohne die Berücksichtigung des jeweiligen Gewichts ist aber 

gerade das von der Kommission angestrebte Voneinanderlernen kaum 

möglich. Schließlich kann in keiner Weise nachvollzogen werden, welcher 

Faktor welches Ergebnis bewirkt. Es wird vielmehr der Anreiz geschaffen, 

durch die Einführung möglichst vieler Faktoren ein gutes Abschneiden im 

Justizbarometer zu bewirken. Es liegt jedoch auf der Hand, dass die bloße 

Menge an Faktoren keinerlei Gewähr für eine qualitativ hochwertige Justiz 

bietet.

6. Die von der Kommission anlässlich des fünfjährigen Bestehens des EU-Justiz-

barometers formulierten Schlussfolgerungen sind eher allgemeiner Natur und 

entbehren einer belastbaren Grundlage. In welchem Maß die dort beschriebene 

Verbesserung der Justizsysteme auf das EU-Justizbarometer zurückzuführen 

ist, lässt sich kaum beurteilen. Der Bundesrat ist jedenfalls der Auffassung,
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dass seitens der Kommission weitere Anstrengungen erforderlich sind, um 

dem selbst gesetzten Anspruch, objektive, zuverlässige und vergleichbare 

Daten zur Verfügung zu stellen, gerecht zu werden. Die Darstellung sollte sich 

auf weniger, aber dafür aussagekräftige Indikatoren beschränken, bei denen 

eine solide Datengrundlage vorhanden ist. Die freigewordenen Kapazitäten 

könnten dann für die sorgfältige Überprüfung und Validierung der erhobenen 

Daten mit Hilfe rechtsvergleichender Definitionen der verwendeten Be-

grifflichkeiten und einer ausführlichen Erläuterung verwendet werden. 

7. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, seine Position bei den Verhand-

lungen im Rat zu berücksichtigen und darauf zu achten, dass aus dem EU-

Justizbarometer keine zusätzlichen Belastungen für die Justiz erwachsen. 

8. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.
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Beschluss 
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen zur Einführung einer europäischen 
Säule sozialer Rechte 

COM(2017) 250 final 

Der Bundesrat hat in seiner 959. Sitzung am 7. Juli 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat betont die Bedeutung der in den europäischen Verträgen ver-

ankerten sozialen Werte und hebt insbesondere die Bedeutung der sozialen 

Dimension der EU gemäß dem Leitbild der sozialen Marktwirtschaft hervor. 

Das Erfolgsmodell der sozialen Marktwirtschaft zeichnet Europa aus. Der 

Bundesrat weist darauf hin, dass sich Europa gerade auch durch soziale Werte 

definiert. Sozialstaatlichkeit und Solidarität prägen die europäischen Gesell-

schaften. Er begrüßt daher das mit der europäischen Säule sozialer Rechte (im 

folgenden "Säule") verfolgte Ziel der Kommission, die soziale Dimension der 

EU sichtbarer zu machen. 

2. Der Bundesrat begrüßt zudem, dass es der Kommission gelungen ist, im 

Spannungsfeld zwischen Forderungen nach einer sozialeren EU einerseits und 

eingeschränkten Kompetenzen der EU in der Sozialpolitik andererseits, einen 

Vorschlag für eine europäische Säule sozialer Rechte vorzulegen, die grund-

sätzlich geeignet erscheint, die soziale Dimension der Union zu stärken und 

einen Beitrag zur Erreichung der sozialpolitischen Ziele der Verträge zu 

leisten. Er begrüßt auch, dass die Säule als Kompass für effiziente beschäfti-

gungspolitische und soziale Ergebnisse dienen und als Richtschnur dazu 

beitragen soll, soziale Rechte besser umzusetzen und anzuwenden.
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3. Im Hinblick auf die Zustimmung zur EU in der Bevölkerung ist der Bundesrat 

der Auffassung, dass die Säule durch die Zusammenführung des sozialen 

Besitzstandes und der damit einhergehenden für die Bürgerinnen und Bürger 

verständlichen Formulierung ihrer sozialen Rechte und Grundsätze zu einer 

besseren Kommunikation der sozialen Errungenschaften des europäischen 

Einigungswerks beitragen kann.

4. Der Bundesrat bekräftigt, dass unter dem Gesichtspunkt der Stabilität im 

Euro-Währungsgebiet und zur Vermeidung von Armut und daraus resultie-

render Migration auch eine soziale Aufwärtskonvergenz erstrebenswert ist. Er 

begrüßt ausdrücklich, dass hierfür keine neuen Prozesse eingeleitet werden, 

sondern der Weg der politischen Koordinierung, wie in der Stellungnahme 

vom 17. Juni 2016 in BR-Drucksache 116/16 (Beschluss) angeregt, im 

Rahmen des Europäischen Semesters fortgesetzt wird. Dies gilt im Grundsatz 

auch für in diesem Rahmen bereits vorhandene Indikatoren des 

Leistungsanzeigers (soziales Scoreboard).

5. Der Bundesrat weist zugleich darauf hin, dass eine soziale Aufwärtskon-

vergenz weitere wirtschaftliche Konvergenz voraussetzt. Die drängenden Pro-

bleme in der EU, insbesondere im Sozialbereich, zum Beispiel eine hohe 

Jugendarbeitslosigkeit in einigen Ländern der EU, werden vorgegebene 

Sozialstandards allein nicht lösen können. Ziel sollte daher die weitere Stär-

kung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit der EU und die Bemühungen 

der einzelnen Mitgliedstaaten sein, hier Fortschritte zu erzielen, mit dem Er-

gebnis, Arbeitsplätze zu schaffen und den sozialen Zusammenhalt zu fördern. 

6. Der Bundesrat stellt fest, dass das begleitende Arbeitsdokument SWD(2017) 

201 final für das Verständnis und die Einordnung der 20 Grundsätze und 

Rechte der Säule von großer Relevanz ist. Er wiederholt in diesem Zu-

sammenhang jedoch seine Aufforderung, wesentliche Arbeitsdokumente 

zeitnah in allen Amtssprachen zur Verfügung zu stellen.

7. Der Bundesrat begrüßt das deutliche Bekenntnis der Kommission zur strengen 

Beachtung der jeweiligen Zuständigkeiten auf Ebene der Union und der Mit-

gliedstaaten sowie der Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

bei der Umsetzung der in der Säule festgelegten Grundsätze und Rechte. Dies 

ist umso wichtiger, da das von der Kommission vorgeschlagene Umsetzungs-
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konzept eine Einbindung und Verantwortung der Akteure aller Ebenen - der 

EU-Ebene, der Mitgliedstaaten, regionaler und lokaler Behörden, der Wirt-

schafts- und Sozialpartner sowie der Zivilgesellschaft - vorsieht. Dement-

sprechend bekräftigt er seine schon im Rahmen der Konsultation eingebrachte 

Position, dass die primäre Zuständigkeit der Mitgliedstaaten ebenso wie die 

strikte Beachtung des Subsidiaritätsprinzips gerade in der Sozialpolitik 

Zurückhaltung gegenüber neuen Legislativakten gebieten und nur neue 

Legislativakte gestatten, die diesem Grundsatz Rechnung tragen. Vor diesem 

Hintergrund werden auch weitere sich in Umsetzung der sozialen Säule 

ergebende Initiativen kritisch und differenziert zu prüfen und zu begleiten 

sein. Dies gilt insbesondere hinsichtlich möglicher Initiativen zum 

Sozialschutz, bei welchen für mögliche Rechtsetzungsmaßnahmen auf die 

sogenannte Abrundungskompetenz nach Artikel 352 AEUV zurückgegriffen 

würde.

8. Der Bundesrat stellt zu den 20 Kernbestandteilen der geplanten Säule, wie sie 

der vorgeschlagenen Proklamation zu entnehmen sind, zusammenfassend fest, 

dass die weite Bezeichnung "Grundsätze und Rechte" vorangestellt wird. Er 

bittet die Kommission um Darlegung im Einzelnen, wo aus ihrer Sicht 

einerseits individuelle Rechte "bekräftigt" und andererseits neue Grundsätze 

mit politischem Charakter, die auf geltendes Unionsrecht hervorhebend ver-

weisen, proklamiert werden sollen. Ferner bittet der Bundesrat die 

Kommission, die beabsichtigte Rechtsnatur einer solchen Proklamation im 

europarechtlichen Rahmen einordnend zu erläutern. Er stellt darüber hinaus 

fest, dass zu 15 der 20 Grundsätze und Rechte bereits Festlegungen in der 

Charta der Grundrechte der EU bestehen, die für die Mitgliedstaaten bei der 

Durchführung des Rechts der Union gelten und die teilweise ergänzt, 

umformuliert oder präzisiert werden sollen. Der Bundesrat gibt zu bedenken, 

dass es grundsätzlich für die Rechtsanwendung beziehungsweise Umsetzung 

durch die Mitgliedstaaten nicht hilfreich ist, wenn an verschiedenen Stellen 

ähnliche, aber eben abweichende Grundsätze formuliert sind, da dies 

grundsätzlich nicht gewünschten Spielraum bei der Anwendung eröffnet. 
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9. Er betont, dass die in der Säule angesprochenen Elemente, wie beispielsweise 

zu den Teilbereichen Work-Life-Balance, sozialer Dialog und Arbeitnehmer-

beteiligung oder sichere Beschäftigung, bereits Gegenstand verschiedener EU-

Rechtsakte sind, die grundsätzlich ein ausreichendes Schutzniveau auf EU-

Ebene im Sinne von Mindeststandards vorsehen. 

10. Der Bundesrat versteht die Kommission dahingehend, dass durch Kapitel I 

Nummer 1 der Säule kein Recht auf Bildung, Ausbildung und lebenslanges 

Lernen festgeschrieben werden soll, sondern damit die grundsätzliche 

Zielsetzung und der Anspruch verfolgt werden, dass jeder Bürger beziehungs-

weise jede Bürgerin die Möglichkeit haben sollte, an Bildung, Ausbildung et 

cetera teilzunehmen. Eine dahingehende Verpflichtung der Mitgliedstaaten 

lehnt der Bundesrat ab, da auch die Jugendlichen hier kooperativ sein müssen. 

Ein Recht auf lebenslanges Lernen kann nur auf der Basis von Angeboten 

umgesetzt werden. Der Bundesrat unterstützt den Vorschlag hingegen, soweit 

er inhaltlich mit den Bestimmungen des Achten Buches des Sozialgesetzbuchs 

(SGB VIII) und den Zielen und Leistungen der Jugendhilfe im Einklang steht.

11. Der Bundesrat stellt fest, dass die Kommission eine "Überwachung" der 

Fortschritte der Mitgliedstaaten ankündigt. Vor dem Hintergrund der in 

Artikel 165 und 166 AEUV sehr eng gesteckten Kompetenzgrenzen lehnt er 

ein derartiges Leistungsscreening als formalisierte Überwachung und 

Bewertung bei Bildungsthemen entschieden ab (siehe bereits Stellungnahme 

vom 17. Juni 2016, BR-Drucksache 116/16 (Beschluss), Ziffer 13). Im Bil-

dungsbereich darf die EU lediglich die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 

fördern und deren Tätigkeit unter strikter Beachtung der mitgliedstaatlichen 

Verantwortung für die Lehrinhalte und der Freiwilligkeit der europäischen 

Bildungskooperation unterstützen. Darüber hinaus sieht der Bundesrat 

kritisch, dass für den Leistungsanzeiger der Indikator für die Beteiligung Er-

wachsener am lebenslangen Lernen aufgegriffen wurde, bei dem sogar die 

Kommission selbst im Jahr 2015 in ihrer Arbeitsunterlage zum Entwurf des 

gemeinsamen Berichts über die Umsetzung des strategischen Rahmens auf 

dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung (Education and Training 

2020 - "ET 2020", SWD(2015) 161 final) Verbesserungsmöglichkeiten kon-

statiert hatte. Der Bundesrat hat wiederholt eine Überarbeitung dieses un-

geeigneten Indikators gefordert. 
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12. Der Bundesrat betont erneut, dass die Bildungskooperation auf europäischer 

Ebene einen ausschließlich freiwilligen Prozess darstellt und sich der Bil-

dungsbereich hierin elementar von dem stärker vergemeinschafteten 

Beschäftigungsbereich unterscheidet. Der Bildungsbereich darf nicht faktisch 

mit anderen Politikbereichen gleichgestellt werden (siehe auch Stellungnahme 

vom 17. Juni 2016, BR-Drucksache 116/16 (Beschluss), Ziffer 14). Vor 

diesem Hintergrund sieht der Bundesrat kritisch, dass die von der Kommission 

im Reflexionspapier zur sozialen Dimension Europas (BR-Drucksache 

353/17) als "Ansätze für die Zukunft" dargelegten Vorstellungen von einer 

Vertiefung der sozialen Dimension weit in den nicht vergemeinschafteten 

Bildungsbereich übergreifen. So ist davon die Rede, dass für wichtige 

Parameter verbindliche Richtwerte unter anderem in Bezug auf leistungsfähige 

Bildungssysteme entwickelt oder die Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger 

durch die EU mittels erweiterter Berufsbildungsprogramme gestärkt werden 

könnten.

13. Der Bundesrat verleiht zudem seiner Sorge Ausdruck, dass originäre Bil-

dungsangelegenheiten immer mehr von anderen Politikbereichen vereinnahmt 

werden. Dies steht weder in Einklang mit den europäischen Verträgen, noch 

wird es dem Eigenwert von Bildung gerecht (siehe auch die Stellungnahme 

des Bundesrates vom 17. Juni 2016, BR-Drucksache 116/16 (Beschluss), 

Ziffer 15). 

14. Des Weiteren begrüßt er alle Maßnahmen zur Beschäftigung junger Menschen 

(Kapitel I Nummer 4 der Säule), die zu einer schnellstmöglichen Eingliede-

rung in den Arbeitsmarkt führen oder dieses Ziel im Sinne von entsprechenden 

Angeboten unterstützen. Passgenaue Qualifizierungsmaßnahmen und der 

Zeitfaktor spielen dabei eine maßgebliche Rolle. Der Bundesrat stellt fest, dass 

das Recht auf Übertragung von Ansprüchen auf Fortbildung bei beruflichen 

Übergängen unklar bleibt, zumal die englische Fassung "transfer of training 

entitlements during professional transitions" weiter zu gehen scheint als die 

deutsche Übersetzung. Er erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass eine 

Modularisierung mit dem in Deutschland etablierten System in der 

allgemeinen und beruflichen Bildung nicht vereinbar ist (siehe auch die 

Stellungnahme des Bundesrates vom 23. September 2016, BR-Drucksache 

315/16 (Beschluss), Ziffer 15). 
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15. Der Bundesrat lehnt eine von einem hierauf gerichteten Verlangen unab-

hängige Pflicht zur Begründung einer Kündigung ausdrücklich ab (Kapitel II 

Nummer 7 Buchstabe b der Säule). Mit Blick auf die primäre Zuständigkeit 

der Mitgliedstaaten für das Arbeitsrecht und das Subsidiaritätsprinzip werden 

auch EU-Vorgaben für eine Verpflichtung zur Zahlung einer Entschädigung 

bei ungerechtfertigten Kündigungen abgelehnt. Im Falle erfolgreicher Rechts-

behelfe wegen ungerechtfertigter Kündigung besteht das Arbeitsverhältnis 

fort. Er weist darauf hin, dass eine "zusätzliche" Entschädigung bei fort-

gesetztem Arbeitsverhältnis den Arbeitgeber belastet.

16. Der Bundesrat unterstützt aus familienpolitischer Perspektive grundsätzlich 

die Zielsetzung der Kommission zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

(Kapitel II Nummer 9 der Säule) mit Blick auf ein Recht von Eltern und von 

Menschen mit Betreuungs- und Pflegepflichten auf angemessene Frei-

stellungs- und flexible Arbeitszeitregelungen sowie Zugang zu Betreuungs-

diensten. Ein durchsetzbarer Rechtsanspruch braucht allerdings den Ausgleich 

auch mit den Erfordernissen der Unternehmen. Vieles wird in Deutschland 

durch das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz sowie des Teilzeit- und 

Befristungsgesetz beziehungsweise das SGB VIII und landesrechtliche 

Regelungen zur Förderung der Kinderbetreuung sowie durch das Pflege-

zeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz bereits gewährleistet.

17. Der Bundesrat unterstützt außerdem das Ziel der Maßnahmen zur Betreuung 

und Unterstützung von Kindern (Kapitel III Nummer 11 der Säule). Hier 

ergibt sich das Recht auf hochwertige, bezahlbare frühkindliche Bildung aus 

Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention. Der Schutz von Kindern vor 

(absoluter) Armut wird in Deutschland durch Sozialtransfers (existenz-

sichernde Leistungen einschließlich der Leistungen für Bildung und Teilhabe, 

Familienleistungen) erreicht. Die Aussage, dass Kinder aus benachteiligten 

Verhältnissen das Recht auf besondere Maßnahmen zur Förderung der 

Chancengleichheit haben, deckt sich inhaltlich mit den Bestimmungen des 

§ 13 SGB VIII.

18. Der Bundesrat erinnert ferner erneut daran, dass die Verwirklichung der 

sozialen Dimension innerhalb der Mitgliedstaaten der EU unter anderem von 

einem effektiven Abruf der bereits zur Verfügung stehenden Fördermittel, bei-

spielsweise des Europäischen Sozialfonds, abhängt (siehe bereits die
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Stellungnahme des Bundesrates vom 29. November 2013, BR-Drucksache 

721/13 (Beschluss), Ziffer 10, und die Stellungnahme des Bundesrates vom 

17. Juni 2016, BR-Drucksache 116/16 (Beschluss), Ziffer 11). Er ruft die 

Kommission deshalb auf, den Aufbau der für einen besseren Mittelabruf 

erforderlichen Strukturen in den Mitgliedstaaten mit besonderen sozialen und 

wirtschaftlichen Problemlagen stärker und nachhaltig zu begleiten sowie die 

administrativen Abläufe zu verschlanken beziehungsweise zu vereinfachen. 

Darüber hinaus stellt der Bundesrat fest, dass es auch in wirtschaftlich stär-

keren Mitgliedstaaten nach wie vor Regionen mit sozialen und wirtschaft-

lichen Problemlagen gibt, die einer besonderen Förderung aus Strukturfonds-

mitteln bedürfen. 

19. Der Bundesrat begrüßt, dass die Säule ausdrücklich nicht das Recht der Mit-

gliedstaaten berühren soll, die Grundsätze ihrer Systeme der sozialen Sicher-

heit festzulegen. Dazu zählen aus seiner Sicht insbesondere der abzusichernde 

Personenkreis und die Leistungshöhe. Er weist auf die unterschiedlichen 

Sozialmodelle in der EU und die differenziert ausgestalteten Handlungsmög-

lichkeiten der Mitgliedstaaten im sozialpolitischen Bereich hin. Vor diesem 

Hintergrund ist eine Standardisierung des Zugangs zu Systemen der gesetz-

lichen Alterssicherung und des Leistungsniveaus dieser Systeme durch die 

europäische Säule sozialer Rechte (Kapitel III Nummern 12 und 15) nicht 

zielführend. 

Vor diesem Hintergrund bittet der Bundesrat um Klarstellung, ob Renten 

Gegenstand des sozialpolitischen Scoreboards sein sollen, zumal hinsichtlich 

der einzelnen Bestandteile und Indikatoren des Scoreboards insgesamt noch 

Prüfungs- und Klärungsbedarf im Detail besteht. 

20. Er fordert die Kommission im Hinblick auf die Zielsetzung der Säule dazu 

auf, die Möglichkeiten der sozialen Querschnittsklausel in Artikel 9 AEUV 

effektiver zu nutzen und der sozialen Folgenabschätzung eine stärkere Be-

deutung beizumessen. Die im Zuge der Bemühungen um eine bessere 

Rechtsetzung von der Kommission durchgeführten sogenannten Folgenab-

schätzungen (impact assessments) erscheinen bisher aus strukturellen Gründen 

unzureichend, um gerade auch die möglichen sozialen Folgen eines Vor-

schlages angemessen zu berücksichtigen. Um die sozialen Folgen möglichst 

frühzeitig einschätzen und gegebenenfalls Alternativen entwickeln zu können 
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und um die Organe der EU stärker in die Pflicht für ihre soziale Verant-

wortung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern zu nehmen, sollten solche 

Folgenabschätzungen künftig nicht mehr von den Dienststellen der 

Kommission selbst, sondern von einem unabhängigen Gremium vorge-

nommen werden.

21. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.
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Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Einrichtung eines zentralen digitalen 
Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problem-
lösungsdiensten und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2012

COM(2017) 256 final 

Der Bundesrat hat in seiner 959. Sitzung am 7. Juli 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

Zum Verordnungsvorschlag allgemein

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich Ansätze, die Digitalisierung von Ver-

waltungsverfahren weiter voranzubringen und den Zugang zu Informationen, 

Verfahren und Hilfsdiensten zu verbessern.

Er stimmt mit der Kommission darin überein, dass der verbesserte Zugang zu 

Informationen, Verwaltungsverfahren und Hilfs- und Problemlösungsdiensten 

über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg einen Beitrag zur Weiterent-

wicklung und Vertiefung des Binnenmarktes leisten kann.

2. Der Bundesrat bewertet den Verordnungsvorschlag im Hinblick auf das in 

Artikel 5 EUV verankerte Subsidiaritätsprinzip als kritisch und sieht ihn in 

wesentlichen Teilen als nicht von der unionsrechtlichen Regelungskompetenz 

gedeckt an. Der Verordnungsvorschlag legt den Mitgliedstaaten neben um-

*) Erster Beschluss des Bundesrates vom 7. Juli 2017, BR-Drucksache 438/17 (Beschluss)
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fangreichen elektronischen Informationspflichten (Artikel 4) zugleich die 

rechtliche Verpflichtung zur Digitalisierung bestimmter Verwaltungsverfahren 

(Artikel 5 Absatz 2 und 3 in Verbindung mit Anhang II) auf. Damit greift er 

sowohl in die Organisationshoheit der Mitgliedstaaten als auch in das 

kommunale Selbstverwaltungsrecht ein. Der Eingriff betrifft Regelungs-

bereiche, für die keine vertraglich ausdrücklich zugewiesene Unionszustän-

digkeit besteht. Dies gilt insbesondere für das Personenstands-, Melde- und 

Passrecht sowie das Renten-, Sozial- und Sozialversicherungsrecht, auf die 

sich allein 9 der 13 im Anhang II des Verordnungsvorschlags aufgeführten 

Verfahren beziehen. Die Digitalisierung der Verfahren stellt sich hier 

gleichsam als Annex zur organisations- und verfahrensrechtlichen Ausge-

staltung dieser Regelungsbereiche dar. Artikel 21 Absatz 2, Artikel 48 und 

114 Absatz 1 AEUV stellen insoweit keine hinreichende Rechtsgrundlage für 

den Verordnungsvorschlag dar, denn sie sind nicht geeignet, die Orga-

nisations- und Verfahrenshoheit der Mitgliedstaaten zur Ausgestaltung der 

Verwaltung und des Verwaltungsverfahrens einzuschränken. Schließlich be-

schränken sich die Ausführungen des Verordnungsvorschlags zur Subsidiarität 

auf die den Mitgliedstaaten auferlegten Informationspflichten und lassen die 

verfahrensbezogenen Digitalisierungspflichten unerwähnt. Sie tragen daher 

den Verordnungsvorschlag, soweit es die Pflicht zur Einführung vollständig 

digitalisierter Verfahren betrifft, gleichfalls nicht. 

3. Der Bundesrat weist ferner darauf hin, dass durch die vorgeschlagene 

Verordnung vielfältige Anpassungen der bereits bestehenden Systeme zu 

Informationen der Öffentlichkeit, zu Verfahrenshandlungen und zu 

Informationserteilungen erforderlich sind. Für das zentrale Zugangstor der 

Kommission ist ein Lebenslagen-Modell vorgesehen, das zum Beispiel ein 

Unternehmen von der Gründung bis zur Schließung bedienen soll. Die 

Verfahrensbeschreibungen müssen einem bestimmten Muster folgen, bei dem 

gleiche Verfahren neben der Landessprache in einer Amtssprache der Union 

beschrieben aus dem Zugangstor abrufbar sind. Die Verfahrensbeschreibungen 

müssen europaweit über ein Identitätsmerkmal verknüpft sein und streng 

formalisiert erfasst werden. Dieses Muster ist nach erster Sichtung an den in 

Deutschland verwendeten Leistungskatalog der öffentlichen Verwaltung 

(LeiKa-Standard) anlehnbar. Um das europaweite Zugangstor zu bedienen, 

muss ein Datenaustauschverfahren vereinbart werden, das LeiKa berück-

sichtigt. Die LeiKa-Inhalte müssen auch in einer EU-Amtssprache,
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sinnvollerweise Englisch, angeboten werden. Noch zu klären ist, in welcher 

Weise der in Deutschland vorgesehene Verbund der Verwaltungsportale dazu 

beitragen kann, die Anforderungen der vorgeschlagenen Verordnung zu 

erfüllen. 

4. Der Bundesrat mahnt an, dass die vorgesehene Bereitstellung von Infor-

mationen auf nationalen Webseiten in einer weiteren Amtssprache der Union, 

zusätzlich zur Landessprache, in einem angemessenen Umfang, verhältnis-

mäßig in Aufwand und Nutzen für die Bürgerinnen und Bürger sowie 

Unternehmen, ausgestaltet werden muss. Die notwendigen Übersetzungen von 

Informationen auf nationalen Webseiten sollten dabei zur Gänze aus dem 

Gesamthaushalt der EU finanziert werden und nicht lediglich - wie 

vorgeschlagen - beschränkt auf eine nicht näher definierte "Höchstmenge je 

Mitgliedstaat". Kosten, die nicht durch den EU-Haushalt getragen werden, 

sollten jedenfalls durch den Bund übernommen werden.

5. Der Bundesrat hat zudem ganz erhebliche Zweifel, ob die angegebenen 

Kosten für die Durchführung der Verordnung (109 Millionen Euro an 

Erstinvestitionskosten und etwa acht Millionen Euro an jährlichen laufenden 

Kosten) ausreichend bemessen sind. Angesichts der vorgesehenen weit-

reichenden Verpflichtungen der Mitgliedstaaten zur Bereitstellung von Infor-

mationen und Online-Verfahren, die über das zentrale Zugangstor leicht 

auffindbar sein sollen, erscheint diese Kostenschätzung als viel zu opti-

mistisch.

6. Die vorgeschlagene Verordnung erfordert auch die flächendeckende Bereit-

stellung von bestimmten Online-Diensten, zum Beispiel Beantragung einer 

Geburtsurkunde, Beantragung von Sozialleistungen, Meldung einer Adressen-

änderung oder Zulassung eines Kraftfahrzeuges. Diese Online-Dienste sind 

allenfalls teilweise verfügbar. Zur Umsetzung bedarf es unter Umständen 

neuer gesetzlicher Regelungen. Hieraus entstehen nicht genau kalkulierbare 

Kosten, selbst bei einem zentralen Lösungsansatz. Ein Portalverbund kann 

dabei auch nur existierende Lösungen referenzieren, bietet aber keine Lösung 

für das europaweite Zugangstor.
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7. Die Behörden werden durch die vorgeschlagene Verordnung auch verpflichtet, 

Zugang zu Hilfs- und Problemlösungen bereitzustellen, etwa einheitliche 

Ansprechpartner. Im Rahmen der 2013 in Kraft getretenen überarbeiteten 

Richtlinie 2006/123/EG vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 

Binnenmarkt (EU-Dienstleistungsrichtlinie), die einen vergleichbaren Kontext 

hat, wurde im Vorfeld der Bedarf der EU-Bürgerinnen und -Bürger nach 

Einschätzung des Bundesrates deutlich überschätzt. Es ist daher zweifelhaft, 

ob die im Verordnungsvorschlag vorgesehenen Verpflichtungen für einen 

Zugang zu Hilfs- und Problemlösungen dem tatsächlichen Bedarf seitens der 

Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen entsprechen.

Zum Verordnungsvorschlag im Einzelnen

8. Zu den Verordnungsinhalten sind im Einzelnen die folgenden Gesichtspunkte 

von der Bundesregierung und von der EU zu berücksichtigen:

Zu Artikel 4 - Zugang zu Informationen - und Artikel 7 bis 9 

Die in Artikel 4 und Artikel 7 bis 9 des Verordnungsvorschlags dargestellten 

Informationen sollten zumeist zentral vom Bund sowie zentral von den Län-

dern über die Bürger- und Informationsservices und den geplanten Portalver-

bund in das zentrale Zugangstor eingestellt werden. 

Zu Artikel 5 - Zugang zu Verfahren in Verbindung mit Anhang II 

Nach Artikel 5 Absatz 2 des Verordnungsvorschlags haben die Mitglied-

staaten sicherzustellen, dass alle Nutzerinnen und Nutzer die im Anhang II 

aufgeführten Verfahren grundsätzlich vollständig online abwickeln können. 

Damit werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, Verfahren zu "digitalisieren", 

die teilweise bisher möglicherweise aus guten Gründen nicht online abge-

wickelt werden konnten (beispielsweise Passerteilungen, Aushändigung von 

Geburtsurkunden). Die Regelung des Artikels 5 Absatz 4 des Verordnungs-

vorschlags ist deshalb zu erweitern. 

Der Bundesrat geht im Weiteren davon aus, dass nach Inhalt und Zielrichtung 

die in Artikel 5 Absatz 2 in Verbindung mit Anhang II des Verordnungs-

vorschlags aufgeführte "Registrierung der Geschäftstätigkeit" nicht das Ver-

fahren zur Anmeldung von Eintragungen in das Handelsregister betrifft. Zum 

Teil fallen die Eintragungen unmittelbar unter den Wortlaut des in Anhang II
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des Verordnungsvorschlags genannten Ausnahmetatbestandes (Verfahren be-

treffend die Gründung von Gesellschaften oder Unternehmen im Sinne von 

Artikel 54 AEUV). Im Übrigen erfolgen die Eintragungen in das Handels-

register - auch bei einzelkaufmännischen Unternehmen - nicht zum Zweck 

einer allgemeinen Registrierung der Geschäftstätigkeit als erforderliche Vor-

aussetzung für die Aufnahme der Unternehmenstätigkeit (vergleiche §§ 1, 2 

und 7 des Handelsgesetzbuchs), so dass das im Anhang II des Verordnungs-

vorschlags formulierte "Erwartete Ergebnis" durch Eintragungen im Handels-

register nicht erreicht werden kann. Das Handelsregister dient vielmehr der 

Offenbarung von Tatsachen und Rechtsverhältnissen der Kaufleute und Han-

delsgesellschaften, die für den Rechtsverkehr von wesentlicher Bedeutung 

sind.

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren Verlauf der Beratungen über 

den Verordnungsvorschlag auf eine entsprechende Klarstellung hinzuwirken, 

etwa durch die Aufnahme einer ausdrücklichen Ausnahme für Handels- und 

Gesellschaftsregister. Dem europäischen Recht sind diese Begrifflichkeiten 

nicht fremd (vergleiche Artikel 3 Absatz 1 der Publizitäts-Richtlinie vom 

16. September 2009 - Richtlinie 2009/101/EG). 

Zu Artikel 8 - Qualität der Informationen über Verfahren 

Nach Artikel 8 Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 des Verordnungsvor-

schlags sind viele Erklärungen mindestens in einer Amtssprache der Union 

zusätzlich zur Landessprache zu verfassen. Dies betrifft auch die kommunale 

Ebene. Es ist zweifelhaft, ob jede Gemeinde hierzu in der Lage sein dürfte. 

Derlei Informationen sollten vom Bund bereitgestellt werden.

Zu Artikel 10 - Qualitätsanforderungen in Bezug auf Online-Verfahren 

Die Auswirkungen von Artikel 10 des Verordnungsvorschlags sind unklar, 

weil nicht erkennbar ist, ob diesem ein eigenständiger Regelungsgehalt 

zukommt, denn entweder sind die Mitgliedstaaten aufgrund ihres nationalen 

Rechts oder aufgrund von EU-(determiniertem) Recht zur Einhaltung von 

Fristen gezwungen; Fristen werden durch den vorliegenden Verordnungsvor-

schlags nicht begründet. 

Außerdem widersprechen sich Buchstabe a und b, da nach Buchstabe a Fristen 

eingehalten werden müssen, Buchstabe b aber davon ausgeht, dass Fristen 

nicht eingehalten werden. Artikel 10 des Verordnungsvorschlags sollte daher 

überarbeitet werden.
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Zu Artikel 11 - Grenzüberschreitender Zugang zu Online-Verfahren 

Zu der Regelung des Artikels 11 des Verordnungsvorschlags wird die Bun-

desregierung dazu aufgefordert, auf ihre Kosten die Verfahrenserläuterungen 

in einer Amtssprache der EU, die nicht der Landessprache entspricht, zentral 

zu erstellen, soweit nicht die EU nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe c des 

Verordnungsvorschlags die Kosten trägt.

Zu Artikel 12 - Grenzüberschreitender Austausch von Nachweisen zwischen

zuständigen Behörden 

Soweit es das nach Artikel 12 des Verordnungsvorschlags vorgesehene 

"technische System" zum Zwecke des Austauschs von Nachweisen für die in 

Anhang II des Verordnungsvorschlags aufgeführten Online-Verfahren und die 

weiteren aufgeführten Verfahren zum elektronischen Austausch von 

Nachweisen zwischen zuständigen Behörden in verschiedenen Mitgliedstaaten 

betrifft, wird darauf hingewiesen, dass, ungeachtet der Frage der technischen 

Umsetzung, die Verlagerung der Zuständigkeit zu deutlichen Änderungen 

führen wird. Handelt es sich bei der Vorlage von Nachweisen in 

personenstandsrechtlichen sowie pass- und melderechtlichen Verfahren derzeit 

um eine Bringschuld der Antragstellerinnen und Antragsteller, ergibt sich 

durch den vorgesehenen elektronischen Austausch von Nachweisen zwischen 

Behörden eine Aufgabenverlagerung auf die Behörden, was dort einen 

erheblichen Mehraufwand bedeuten könnte. Dies wird bei anderen Verfahren 

ähnlich sein. Das Prinzip Nachweiseinholung durch die Behörde anstatt durch 

die Bürgerinnen und Bürger ist auch aus Sicht des Datenschutzes von 

Bedeutung.

Zu Artikel 14 - Qualitätsüberwachung 

Der Bundesrat stellt fest, dass die in Artikel 14 des Verordnungsvorschlags 

vorgesehene Qualitätsüberwachung durch nationale Koordinatoren und die 

Kommission gegen die durch Artikel 83 fortfolgend des Grundgesetzes vorge-

gebenen Verwaltungszuständigkeiten und das grundsätzliche Verbot der 

Mischverwaltung verstößt. 

Zu Artikel 24 - Nationale Koordinatoren 

Ein nationaler Koordinator wird die Umsetzung im föderalen System von 

Deutschland nur schwierig sicherstellen können (Artikel 24 Absatz 1 Satz 2
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Buchstabe d des Verordnungsvorschlags). Die Worte "stellen sicher" sind 

durch die Worte "wirken darauf hin" zu ersetzen. 

Zu Artikel 32 - Binnenmarkt-Informationssystem 

Artikel 32 Absatz 1 des Verordnungsvorschlags enthält mit dem Zitat des 

Artikels 11 Absatz 4 des Verordnungsvorschlags ein unzutreffendes Zitat. 

Gemeint ist wohl Artikel 12 Absatz 4 des Verordnungsvorschlags.

Zu Artikel 37 - Inkrafttreten 

Der Bundesrat hält die in Artikel 37 Satz 2 des Verordnungsvorschlags 

genannte Frist von zwei Jahren ab Inkrafttreten der Verordnung für den 

Geltungszeitpunkt der dort genannten Bestimmungen, insbesondere der 

Artikel 2 und 4 bis 11 des Verordnungsvorschlags, für unzureichend, um die 

festgelegten Rechtspflichten zu erfüllen. Dies gilt umso mehr mit Blick auf die 

föderale Staatsstruktur Deutschlands, die Organisations- und Verfahrens-

zuständigkeiten der regionalen und lokalen staatlichen Ebene für die Mehrzahl 

der im Anhang II des Verordnungsvorschlags genannten Verfahren und den 

daraus resultierenden technisch-organisatorischen und rechtlichen Ab-

stimmungs- und Entwicklungsaufwand. Er erachtet einen Umsetzungs-

zeitraum von nicht unter vier Jahren ab Inkrafttreten der Verordnung für die 

Umsetzung der in Artikel 37 Absatz 2 genannten Bestimmungen für 

erforderlich. 

Weiteres

9. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei der Digitalisierung derjenigen 

Verfahren, für deren Vollzug sie nicht ohnehin künftig zuständig sein wird, 

die Länder umfassend einzubinden.

Direktzuleitung der Stellungnahme

10. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.
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Beschluss 
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Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Festlegung der Bedingungen und des Verfahrens 
für Auskunftsersuchen der Kommission an Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen in Bezug auf den Binnenmarkt und 
damit verbundene Bereiche

COM(2017) 257 final 

Der Bundesrat hat in seiner 959. Sitzung am 7. Juli 2017 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der gemeinsame Binnenmarkt ist einer der Grundpfeiler der EU und eine 

wichtige Voraussetzung für Wohlstand und Wohlergehen. Der Bundesrat 

begrüßt daher das Ziel der Kommission, die Einhaltung der Binnenmarkt-

vorschriften und des EU-Rechts insgesamt zu verbessern, ferner den Binnen-

markt zu stärken. Der Bundesrat erkennt an, dass hierbei einschlägige 

qualitativ und quantitativ hinreichende Daten über den Binnenmarkt als 

Entscheidungsbasis erforderlich sind.

2. Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission mit dem Vorschlag 

ihre Durchsetzungspolitik von EU-Vorschriften in einem weiteren Schritt 

durch Auskunftsersuchen an Unternehmen und Unternehmensvereinigungen 

weiterentwickeln und stärken will.

*) Erster Beschluss des Bundesrates vom 7. Juli 2017, BR-Drucksache 400/17 (Beschluss)
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3. Er stellt fest, dass das in dem Verordnungsvorschlag vorgesehene 

Binnenmarkt-Informationsinstrument weitreichende Eingriffsrechte der 

Kommission gegenüber Privaten beinhaltet, in Kompetenzen der Mitglied-

staaten eingreifen könnte und zusätzlichen Verwaltungsaufwand erzeugt. So 

erhielte die Kommission mit dem vorgeschlagenen System des buß- und 

zwangsgeldbewehrten Auskunftsersuchens Zugriff auf sensible Daten von 

Unternehmen. Die Auskunftsersuchen wären darüber hinaus mit erheblichen 

Kosten für die Unternehmen verbunden.

4. Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, dass die vorgeschlagene Verordnung 

über das zur Erreichung des Ziels notwendige Maß hinausgeht. Die 

Kommission legt aus Sicht des Bundesrates im Rahmen der Begründung des 

Verordnungsvorschlages insbesondere nicht hinreichend dar, aus welchen 

Gründen sie die Mitgliedstaaten nicht direkt zur Bereitstellung der benötigten 

Informationen verpflichtet, ohne die Unternehmen unmittelbar in Anspruch zu 

nehmen.

5. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, sich im Rahmen der Ver-

handlungen im Rat um eine Klärung der nachfolgenden Punkte zu bemühen.

6. Er sieht die Gefahr, dass der Verordnungsvorschlag nicht im Einklang mit der 

Rechtsgrundlage aus Artikel 337 AEUV steht und unverhältnismäßig ist. 

7. Der Bundesrat ist der Ansicht, dass der Verordnungsvorschlag durch seine 

weite Formulierung nicht dem Bestimmtheitsgebot genügt, das eine imma-

nente Vorgabe sowohl von Artikel 337 AEUV als auch der sektorspezifischen 

Ermächtigungsnormen ist und sich aus rechtsstaatlichen Grundsätzen herleitet. 

Aus dem Verordnungstext selbst ergibt sich nicht, welche Informationen in 

welchen Situationen angefragt werden können. Artikel 4 des Verordnungs-

vorschlags als Grundlage für den Informationsanspruch enthält lediglich 

unbestimmte und dehnbare Begriffe ("wichtiges politisches Ziel", "erhebliche 

Schwierigkeiten bei der Anwendung des Unionsrechts").
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Es werden weder das wichtige politische Ziel noch die erhebliche Schwierig-

keit bei der Anwendung des Unionsrechts näher definiert. Auch die in 

Artikel 5 des Verordnungsvorschlags genannten Voraussetzungen des Aus-

kunftsanspruchs erfüllen das Bestimmtheitsgebot nicht.

8. Nach Artikel 5 Absatz 3 EUV darf die EU in den Bereichen, die nicht in ihre 

ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig werden, sofern und soweit die 

Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder 

auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht 

werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen 

auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind. 

Der Bundesrat bezweifelt in diesem Zusammenhang, dass mitgliedstaatliche 

Kontroll- und Auskunftsrechte nicht ausreichend sind. Die Kommission 

verschafft sich durch diesen Verordnungsvorschlag vielmehr ein sehr 

weitgefasstes Informationsrecht gegenüber Unternehmen, um vermeintliche 

Verstöße gegen EU-Vorschriften prüfen und belegen oder auch im Rahmen 

von Vertragsverletzungsverfahren et cetera gegen Mitgliedstaaten einsetzen zu 

können. Sie argumentiert, dass Durchsetzungsmaßnahmen der Mitgliedstaaten 

oder regulatorische Maßnahmen speziell in grenzüberschreitenden Fällen zu 

unkoordiniert beziehungsweise heterogen sind, um die Einhaltung der 

Binnenmarktvorschriften zu gewährleisten - ohne allerdings Beispiele zu 

nennen. Es bestehen vielmehr im nationalen (Verwaltungs-)Recht zahlreiche 

Auskunftsansprüche der nationalen Behörden gegenüber den Markt-

teilnehmern. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass bestehende mitglied-

staatliche Informationsmöglichkeiten vorrangig genutzt werden sollten. 

Er erkennt keinen Mehrwert durch einen zentralen, von der Kommission 

ausgeübten Auskunftsanspruch. Diese zeigt nicht auf, warum grenz-

überschreitende Sachverhalte besser durch sie selbst als oberste 

Kontrollbehörde aufgeklärt werden können. Es wird nicht ersichtlich, welchen 

Mehrwert eigene Ermittlungen der Kommission gegenüber einem koordinier-

ten Vorgehen der Verwaltungs- und Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten 

haben.
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9. Durch das neu geschaffene Instrument zur direkten Informationsbeschaffung 

bei Unternehmen werden einerseits die Mitgliedstaaten ohne nähere Be-

gründung umgangen, andererseits werden Unternehmen zur Auskunft ver-

pflichtet, ohne zu wissen, ob diese Auskünfte in ein Verfahren gegen das 

Unternehmen münden werden.

10. Da die Auskunftsersuchen auch dazu genutzt werden sollen, Vertragsver-

letzungsverfahren und Verfahren gegen Unternehmen mit relevanten Infor-

mationen zu untersetzen (so beispielsweise in Erwägungsgrund 3 oder Ar-

tikel 6 Absatz 4 des Verordnungsvorschlags), kann nach Ansicht des Bun-

desrates nicht ausgeschlossen werden, dass die Pflicht zur wahrheitsgemäßen 

und vollständigen Informationserteilung in Verbindung mit der Möglichkeit 

der Verhängung von Bußgeldern einem Zwang zur Selbstbezichtigung gleich-

kommt.

11. Ziel der Kommission ist es, selbst (neben den Aufsichtsbehörden der Mitglied-

staaten) Informationen sammeln zu können, wenn Durchsetzungsprobleme in 

einem Mitgliedstaat Auswirkungen für Marktteilnehmer in anderen Mitglied-

staaten haben. Erhebungen der Kommission sollen ihr nicht lediglich im 

Rahmen von Vertragsverletzungsverfahren helfen, sondern ihr ist es auch ein 

zentrales Anliegen, ihre Erkenntnisse als Unterstützung an die Aufsichts-

behörden eines Mitgliedstaates weiterzugeben, damit dieser gegen Verstöße 

vorgehen kann. Nach Vorstellung der Kommission sollen sogar auch 

Mechanismen für den Informationsaustausch zwischen ihr und den Mitglied-

staaten eingerichtet werden, was Auskunftsersuchen und etwaige Antworten 

betrifft, ohne dass der Verordnungsvorschlag hierzu allerdings konkrete 

Regelungen enthalten würde.

12. Der Bundesrat hält eine grenzüberschreitende Behördenkooperation bereits 

jetzt für tatsächlich möglich; das Binnenmarktinformationssystem IMI oder 

nationale Kontaktstellen im Verkehrswesen haben sich bei Sachverhalten mit 

Auslandsbezug als effizient erwiesen. Es besteht kein Bedarf für weitere 

Behördenstrukturen beziehungsweise für eine zusätzliche Kontrollbehörde auf 

EU-Ebene.
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13. Der Bundesrat weist darauf hin, dass der Vollzug des europäischen Rechts - 

abgesehen vom europäischen Wettbewerbsrecht - in die alleinige Zustän-

digkeit der Mitgliedstaaten fällt. Etwaige Vorteile eines allgemeinen Er-

mittlungsanspruches der Kommission stehen nicht im Verhältnis zu dem damit 

verbundenen Eingriff in den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten, 

nämlich der Durchsetzung der Binnenmarktvorschriften innerhalb ihres 

Hoheitsgebietes. Der vorliegende Verordnungsvorschlag betrifft nicht 

lediglich die angefragten Unternehmen, sondern soll nach der Zielsetzung und 

den Erwägungsgründen faktisch eine zusätzliche Aufsichtsinstanz neben den 

nationalen Behörden im Verhältnis zu den Marktteilnehmern sowie eine 

Kontrollbehörde gegenüber diesen nationalen Aufsichtsstellen schaffen. 

14. Die Einhaltung des Verhältnismäßigkeitsprinzips erfordert gemäß Artikel 5 

Absatz 4 EUV, dass die Maßnahmen der EU inhaltlich wie formal nicht über 

das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß hinausgehen. Der 

Bundesrat bezweifelt, dass der vorgesehene Auskunftsanspruch der 

Kommission erforderlich und angemessen ist, um das Funktionieren des 

Binnenmarkts zu gewährleisten. Der Anwendungsbereich des Auskunfts-

anspruchs beschränkt sich nicht auf vermeintliche Umsetzungsprobleme der 

Binnenmarktvorschriften, so dass der Auskunftsanspruch durch die Einbe-

ziehung der Bereiche Verkehr, Energie, Umwelt und Landwirtschaft faktisch 

zu einem allgemeinen Informationsanspruch der Kommission wird. Weder die 

Argumentation der Kommission, sie benötige im Zusammenhang mit Ver-

tragsverletzungsverfahren zusätzliche Informationsquellen, noch ihr Hinweis 

auf vermeintliche Kommunikationsdefizite zwischen mitgliedstaatlichen Be-

hörden bei grenzüberschreitenden Sachverhalten werden ausreichend belegt. 

Die Kommission kann sogar Informationslücken zum Gegenstand von Ver-

tragsverletzungsverfahren machen. Im Verordnungstext wird das Verhältnis 

zur mitgliedstaatlichen Informationsgewinnung thematisiert (vergleiche 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 am Ende des Verordnungs-

vorschlags), allerdings wird kein Vorrang des mitgliedstaatlichen Handelns 

festgelegt. Die durch die vorgeschlagene Verordnung geschaffenen Doppel-

strukturen und Belastungen der Unternehmen stehen daher außer Verhältnis 

zum verfolgten Zweck.
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15. Der Bundesrat weist darauf hin, dass auch die vorgesehene Ausnahme von 

"Kleinstunternehmen" zwar dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit dient, 

jedoch Kleinstunternehmen nicht vom Nachweis ihres Status entbindet. 

16. Er weist zudem darauf hin, dass der Bereich der Landwirtschaft und Fischerei 

mit der Gemeinsamen Agrarpolitik den am stärksten vergemeinschafteten 

Bereich der EU darstellt. Die gemeinsamen Marktordnungen mit dem 

historisch gewachsenen dichten Netz an Berichtspflichten verschaffen bereits 

hinreichende Transparenz im Binnenmarkt. Nach seiner Auffassung besteht 

daher keine Notwendigkeit für weitere Auskunftsersuchen. Die durch die 

vorgeschlagene Verordnung vorgesehenen Doppelstrukturen und Belastungen 

der Unternehmen stehen außer Verhältnis zum verfolgten Zweck. Vor diesem 

Hintergrund bittet der Bundesrat die Bundesregierung, bei den weiteren 

Verhandlungen auf EU-Ebene für eine Herausnahme der Bereiche der 

Landwirtschaft und Fischerei aus dem Geltungsbereich der Verordnung 

einzutreten.

17. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.
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